
Die Berichterstattung über Ermittlungsverfahren, Strafverfahren und sonstige förmliche Verfahren
muss frei von Vorurteilen erfolgen. Der Grundsatz der Unschuldsvermutung gilt auch für die Presse.

Richtlinie 13.1 – Vorverurteilung
Die Berichterstattung über Ermittlungs- und Gerichtsverfahren dient der sorgfältigen Unterrichtung
der Öffentlichkeit über Straftaten und andere Rechtsverletzungen, deren Verfolgung und
richterliche Bewertung. Sie darf dabei nicht vorverurteilen. Die Presse darf eine Person als Täter
bezeichnen, wenn sie ein Geständnis abgelegt hat und zudem Beweise gegen sie vorliegen oder
wenn sie die Tat unter den Augen der Öffentlichkeit begangen hat. In der Sprache der
Berichterstattung ist die Presse nicht an juristische Begrifflichkeiten gebunden, die für den Leser
unerheblich sind.

Ziel der Berichterstattung darf in einem Rechtsstaat nicht eine soziale Zusatzbestrafung
Verurteilter mit Hilfe eines "Medien-Prangers" sein. Zwischen Verdacht und erwiesener Schuld ist in
der Sprache der Berichterstattung deutlich zu unterscheiden.

Richtlinie 13.2 – Folgeberichterstattung
Hat die Presse über eine noch nicht rechtskräftige Verurteilung eines Betroffenen berichtet, soll sie
auch über einen rechtskräftig abschließenden Freispruch bzw. über eine deutliche Minderung des
Strafvorwurfs berichten, sofern berechtigte Interessen des Betroffenen dem nicht entgegenstehen.
Diese Empfehlung gilt sinngemäß auch für die Einstellung eines Ermittlungsverfahrens.

Richtlinie 13.3 – Straftaten Jugendlicher
Bei der Berichterstattung über Ermittlungs- und Strafverfahren gegen Jugendliche sowie über ihr
Auftreten vor Gericht soll die Presse mit Rücksicht auf die Zukunft der Betroffenen besondere
Zurückhaltung üben.

Ziffer 13 – Unschuldsvermutung
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